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Rechtswirkungen

Eine Betriebsvereinbarung setzt sich im 
Allgemeinen aus zwei Teilen, nämlich 
•• einem obligatorischen (schuldrechtli-
chen) Teil sowie 

•• einem normativen Teil zusammen. 

Der obligatorische Teil einer Betriebsver-
einbarung entfaltet keine Normwirkung. 
Dieser regelt (lediglich) die Rechtsbezie-
hungen zwischen den vertragsschließen-
den Parteien, beispielsweise die Zeitdauer 
einer Betriebsvereinbarung oder allfällige 
Kündigungsmöglichkeiten. 
Kern einer Betriebsvereinbarung ist der so-
genannte normative Teil, da dieser unmit-
telbar Rechtswirkungen auf die Arbeits-
verhältnisse der im Betrieb beschäftigten 
Dienstnehmer entfaltet. Normative Wir-
kung bedeutet, dass die Bestimmungen der 
Betriebsvereinbarung unmittelbar für die 
im Betrieb beschäftigten Dienstnehmer 
verbindliche Geltung haben. Anders ge-
wendet: Der normative Teil einer Betriebs-
vereinbarung hat wie ein Kollektivvertrag 
oder ein Gesetz allgemeine Gültigkeit für 
die (der Norm unterworfenen) Dienst-
nehmer. Wesentlich ist, dass eine Betriebs-
vereinbarung für sämtliche im Betrieb be-
schäftigte Dienstnehmer gilt, das heißt 
auch für neu eintretende Dienstnehmer, 
die zum Zeitpunkt des Abschlusses der Be-
triebsvereinbarung noch nicht im Betrieb 
beschäftigt waren.

Günstigkeitsprinzip

Die normative Wirkung von Teilen der Be-
triebsvereinbarungen hat zur Folge, dass 
diese Regelungen durch Einzelvereinba-
rungen zwischen dem Dienstgeber und 
dem Dienstnehmer nur dann abgeändert 
werden können, sofern diese Regelung für 
den einzelnen Dienstnehmer günstiger ist. 

Ungünstigere Vereinbarungen werden für 
die Dauer der Wirksamkeit der jeweili-
gen Betriebsvereinbarung von dieser ver-
drängt. Im Zusammenhang mit Einzelver-
einbarungen, die günstiger als Betriebsver-
einbarungen sind, ist auch das allgemeine 
arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgebot 
von Dienstnehmern zu beachten; Bevorzu-
gungen einzelner bedürfen grundsätzlich 
einer sachlichen Rechtfertigung.
Selbstverständlich gilt das Günstigkeits-
prinzip auch für das Verhältnis von Be-
triebsvereinbarungen zu übergeordneten 
Rechtsquellen, beispielsweise zu Kollek-
tivverträgen oder Gesetzen. Sollte eine Be-
triebsvereinbarung gegen für den Dienst-
nehmer günstigere Bestimmungen in 
einem Kollektivvertrag bzw. in einem Ge-
setz verstoßen, so werden diese Bestim-
mungen der Betriebsvereinbarung von 
den Bestimmungen des Gesetzes bzw. Kol-
lektivvertrages verdrängt.

Unterschiedliche Arten

Zustimmungspflichtige Betriebsverein-
barungen regeln jene Maßnahmen, die 
zu ihrer Rechtswirksamkeit zwingend der 
Zustimmung des Betriebsrates bedürfen 
(§ 96 Abs 1 Z 1–4 ArbVG). Sollte der Be-
triebsrat seine Zustimmung zu den geplan-
ten Maßnahmen des Dienstgebers (z. B.: 
betriebliche Disziplinarordnung, Einfüh-
rung von Kontrollmaßnahmen) verwei-
gern, so kann die gewünschte Maßnahme 
im Betrieb nicht umgesetzt werden. Eine 
Einführung der in §  96  ArbVG genann-
ten Maßnahmen ohne Zustimmung des 
Betriebsrates wäre rechtswidrig; dem Be-
triebsrat kommt in diesen Angelegenheiten 
somit ein absolutes »Vetorecht« zu. 

§  96a  ArbVG regelt die sogenannten er-
setzbaren Betriebsvereinbarungen. Diese 
Maßnahmen sind zwar ebenfalls nur mit 
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Zustimmung des Betriebsrates zulässig, im 
Gegensatz zu den Regelungsbereichen des 
§ 96 ArbVG besteht jedoch die Möglichkeit, 
dass die Zustimmung des Betriebsrates 
durch Anrufung einer Schlichtungsstelle 
substituiert wird. Zu den Regelungsberei-
chen von ersetzbaren Betriebsvereinbarun-
gen zählen u. a. die Einführung von Syste-
men zur automationsunterstützten Daten-
verarbeitung oder die Einführung von 
Systemen zur Beurteilung von Arbeitneh-
mern. 

Bei erzwingbaren Betriebsvereinbarungen 
(§ 97 Abs 1 Z 1–6 ArbVG) hingegen han-
delt es sich um Angelegenheiten, die im 
Allgemeinen auch ohne Zustimmung des 
Betriebsrates, das heißt nicht im Wege einer 
Betriebsvereinbarung (z. B.: durch Arbeit-
geberweisung oder Einzelvereinbarung mit 
dem Dienstnehmer) geregelt werden könn-
ten. Mangels Einigung zwischen Arbeitge-
ber und Betriebsrat kann von beiden Seiten 
die Schlichtungsstelle angerufen werden. 
Die Entscheidung der Schlichtungsstel-
le ersetzt wiederum die fehlende Zustim-
mung des Betriebsrates. Zu Maßnahmen 
dieser Betriebsvereinbarung zählen insbe-
sondere Allgemeine Ordnungsvorschriften, 
die Grundsätze der betrieblichen Beschäf-
tigung von Arbeitnehmern sowie die gene-
relle Festsetzung des Beginns und Ende der 
täglichen Arbeitszeit. 

Letztlich werden in § 97 Abs 1 Z 7–25 
ArbVG die so genannten freiwilligen Be-
triebsvereinbarungen geregelt. Freiwillig 
bedeutet in diesem Zusammenhang, dass 
diese Angelegenheiten nicht durch eine 
Entscheidung der Schlichtungsstelle er-
setzt werden können. Scheitert eine Eini-
gung zwischen Arbeitgeber und Betriebs-
rat, so ist eine generelle Regelung dieser 
Angelegenheit im Betrieb nicht durchsetz-
bar. Zu den freiwilligen Betriebsvereinba-
rungen zählen beispielsweise Systeme der 
Gewinnbeteiligung, Grundsätze betreffend 
den Verbrauch des Erholungsurlaubs so-
wie Maßnahmen zur menschengerechten 
Arbeitsgestaltung. 

Beendigung/Nachwirkung

Vorweg ist festzuhalten, dass grundsätzlich 
jede Betriebsvereinbarung einvernehm-
lich aufgelöst oder einseitig aus wichtigen 
Gründen fristlos beendet werden kann. 
Befristete Betriebsvereinbarungen enden 

durch Zeitlablauf, auflösend bedingte Be-
triebsvereinbarungen durch Eintritt der 
Bedingung. 

Hinsichtlich der Beendigung von Betriebs-
vereinbarungen normiert das Arbeitsver-
fassungsgesetz nachstehende Besonderhei-
ten: Zustimmungspflichtige Betriebsver-
einbarungen gemäß § 96 ArbVG können 
grundsätzlich von jedem der Vertragspart-
ner jederzeit ohne Einhaltung einer Frist 
schriftlich gekündigt werden. Für frei-
willige Betriebsvereinbarungen gilt man-
gels gesonderter Vereinbarung die Ein-
haltung der dreimonatigen Kündigungs-
frist zum jeweiligen Monatsletzten gemäß 
§ 32 Abs 1 ArbVG. Erzwingbare Betriebs-
vereinbarungen sind unkündbar. Zur Ab-
änderung oder Aufhebung kann im Falle 
einer Nichteinigung die Schlichtungsstelle 
angerufen werden. 

Für den Fall, dass eine Betriebsvereinba-
rung gekündigt wird, tritt grundsätzlich 
eine sogenannte Nachwirkung ein. Dies 
mit der Folge, dass diese Betriebsvereinba-
rung nur mehr gegenüber einzelvertragli-
chen Regelungen dispositiv wirkt und da-
rüber hinaus für neu eintretende Arbeit-
nehmer keine Anwendung mehr findet. 
Die Nachwirkung zustimmungspflichtiger 
Betriebsvereinbarungen ist gesetzlich aus-
geschlossen. Auch erzwingbare Betriebs-
vereinbarungen können – mangels Künd-
barkeit – keine Nachwirkung entfalten. Da 

eine Nachwirkung auf die Kündigung von 
Betriebsvereinbarungen abstellt, könnte 
diese auch durch Befristung von Betriebs-
vereinbarungen vermieden werden. 

Fazit

Wie der Ausgabe 01/09 sowie dieser Aus-
gabe zu entnehmen ist, sind bei der Abfas-
sung von Betriebsvereinbarungen zahlrei-
che rechtliche Fallstricke und Unterschei-
dungen zu beachten. Es ist jedenfalls 
zielführend, im Zusammenhang mit der 
generellen Regelung einer Maßnahme in 
einem Betrieb vorab eine exakte Zuord-
nung der Betriebsvereinbarung zu den ge-
setzlich normierten Arten vorzunehmen, 
um ungewünschte Rechtsnachteile hintan-
zuhalten. Die Konsultation eines Rechts-
kundigen ist jedenfalls ratsam.  
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